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SPRUCH 
 
Schweigen ist eines der am schwierigsten zu widerle-
genden Argumente.  
Henry Wheeler Shaw Billings; 1818 – 1885, amerikanischer Humorist 

 
 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Arbeitsunfähigkeit an tariflichen 
Freistellungstagen 
  

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 
23.2.2022 entschiedenen Fall waren der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer an den Manteltarifvertrag für die 
Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens 
(MTV) und den Tarifvertrag Tarifliches Zusatzgeld für 
die Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens 
(TV T-ZUG) gebunden. 
 
Der MTV eröffnet bestimmten Arbeitnehmergruppen 
die Möglichkeit, statt des Zusatzgelds nach dem TV T-
ZUG bezahlte arbeitsfreie Tage zu erhalten. Der Ar-
beitnehmer wählte für das Jahr 2019 den Anspruch 
auf Freistellungstage. An 2 der festgelegten freien 
Tage war er arbeitsunfähig erkrankt. 
 
Eine Nachgewährung lehnte der Arbeitgeber ab. Der 
Arbeitnehmer vertrat die Auffassung, dass ihm für das 
Jahr 2019 noch eine bezahlte Freistellung im Umfang 
von 2 Arbeitstagen zusteht, da der Anspruch durch 
die bloße Festlegung von freien Tagen nicht erfüllt 
worden war. Vielmehr muss die freie Zeit tatsächlich 
nutzbar sein. 

 
 

 



Die krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit stand dem 
entgegen.  
 
Der tarifliche Anspruch auf bezahlte arbeitsfreie Tage, 
der an die Stelle des Anspruchs auf ein tarifliches Zu-
satzgeld tritt, wird nicht erfüllt, wenn der Arbeitneh-
mer am Freistellungstag arbeitsunfähig erkrankt ist, 
entschieden die Richter des BAG. 
 
Er besteht als originärer Erfüllungsanspruch fort und 
ist grundsätzlich nicht auf das Kalenderjahr befristet. 
Nur dann, wenn die Gewährung von Freistellungsta-
gen aus personenbedingten Gründen (z. B. wegen ei-
ner langandauernden Erkrankung) im gesamten (rest-
lichen) Kalenderjahr nicht möglich ist, geht der Frei-
stellungsanspruch unter. 
 
In einem solchen Fall lebt nach dem MTV im Umfang 
der nicht realisierten Freistellungstage der Anspruch 
auf das tarifliche Zusatzgeld wieder auf.  

 

Familienrecht/Erbrecht 

Grabpflegekosten sind keine Nach-
lassverbindlichkeit 
 
Grundsätzlich trägt der Erbe die Kosten der Beerdi-
gung des Erblassers. Diese stellen jedoch eine Nach-
lassverbindlichkeit dar, die das Erbe mindern. Der 
Bundesgerichtshof hat nun in seinem Urteil v. 
26.5.2021 festgestellt, dass es sich bei Grabpflegekos-
ten nicht um Nachlassverbindlichkeiten handelt, die 
das Erbe schmälern. 
 
Das gilt auch dann, wenn – wie im entschiedenen Fall 
– der Erblasser im Testament das Erbe nicht ganz 
„verteilt“ und bestimmt hat, dass der Rest für 20 
Jahre Grabpflege verwendet werden soll. Eine in einer 
letztwilligen Verfügung enthaltene Auflage des Erblas-
sers an die Erben zur Grabpflege führt nicht zu einer 
Kürzung eines Pflichtteilsanspruchs. 
 

 



 
 
Sonstiges 

Kündigung online abgeschlossener 
Verträge 
 
Das Gesetz für faire Verbraucherverträge hat bereits 
wichtige Verbesserungen gebracht. So können Strom- 
und Gasverträge nicht mehr wirksam am Telefon ab-
geschlossen werden. Hier besteht eine ausdrückliche 
Bestätigungspflicht. Des Weiteren traten zum 
1.3.2022 strengere Regelungen für stillschweigende 
Vertragsverlängerungen in Kraft.  
 
Im nächsten Schritt wird ab dem 1.7.2022 für 
dauernde Schuldverhältnisse ein verpflichten-
der Kündigungsbutton im Online-Bereich einge-
führt. Ein Vertrag im Internet ist schnell geschlossen 
– oftmals genügt dafür ein Klick. Die Kündigung des 
Vertrags gestaltet sich meistens wesentlich schwieri-
ger. Häufig muss man sich durch mehrere Seiten kli-
cken und am Ende doch noch per Brief oder Fax kün-
digen. Der Button als unkomplizierte Kündigungsmög-
lichkeit im Online-Bereich soll hier Abhilfe schaffen. 
Erfüllt der Unternehmer die Voraussetzungen dafür 
nicht, kann ein Verbraucher einen Vertrag, jederzeit 
und ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.  
  


